
Dos Kortenhous Moostricht föllt zusommen
Seit Ende des letzten Jahrhunderts, dem Beginn des
imperialistischen Zeitalters, ist der Kapitalismus im
Weltmaßstab in einem Widerspruch gefangen, den er
nicht lösen kann. Er hat wirtschaftliche Abhängigkeit
und eine weltweite Arbeibteilung hervoqgebracht, die
die nationalen Grenzen überschreiten. Doch diese in
hohem Grade integrierte Weltwirtschaft - enger ver-
bunden als je zuvor - ist politisch in verschiedene kon-
kurrierende Nationalstaaten und unbeständige im-
perialistische Blöcke gespalten. Deren gegenseitige
Feindschaft droht die internationalen wirtschaftli-
chen Bande, die der Kapitalismus geknüpft hat, zu zer-
setzen und zu zerreißen.

Die kapitalistische Entwicklung beinhaltet einen
tiefgeifenden Widerspruch zwischen den Erfordernis-
sen internationaler Integration und der Notwendig-
keit für jede Bourgeoisie, "nationale Lösungen" ge-
genüber den Maßnahmen ihrer Rivalen zu finden:
Dumping, Einschränkungen des Marktes, Protektio-
nismus usw. Dieser Widerspruch hat bereis zu zwei
Weltkriegen geführt. Aufgrund der Notwend igkeit,
gegenüber dem Sowjetblock in der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg Einheit zu bewahren, wurde er in
den letzten 45 Jahren teilweise unterdrückt. Aber die
kapitalistische Widersprüchlichkeit wurde irnmer nu r
mühsam verdeckt. Jetzt, da die Sowjetunion nicht
mehrexistiert und die einst unbestrittene wirtschaftli-
che Vormachtstellung der USA schon lange nicht
mehr besteht, rücken die Rivalitäten zwischen den
größten kapitalistischen Mächten in den Vordeqgrund
des Weltgeschehens. Dies ist niqgends offensichtlicher
geworden als unlängst während der schweren Er-
schütterungen in der sogenannten Europäischen Ge-
meinschaft (EG).

Nach dem zweiten Weltkrieg befand sich der west-
europäische Kapitalismus in einer äußerst prekären

[^age. Industrie und landwirtschaft waren nahezu
zusammengebrochen, und praktisch in jedem land
wanen die Herrschenden aufgrund ihrer Kollabora-
tion mit dem Faschismus diskreditiert. Aus Furcht vor
einer wütenden und aufständischen Arbeiterklasse
waren d ie Kapitalisten zur Konsolid ierung ihrer Herr-
schaft darum bemüht, die nationalen Antagonismen
zu unterdrücken. Der U$Imperialismus unterstützte
Maßnahmen hin zur europäischen Zusammenarbeit
und förderte das EG-Projekt, weil es den Aufbau eines
westeuropäischen kapitalistischen Bollwerks gegen
d ie Sowietunion unterstü tzte.

Als die amerikanische Hegemonie schwand, be-
kamen d ie Bestrebungen nach umfassenderer europä-
ischen Einheit eine größere Dynamik. Diese Be-
strebungen wurden durch den Wunsch hervorgeru-
fen, eine Wirksamkeit zu erreichen bei Operationen in
einem gößeren wirtschaftlichen Rahmen. Darüber-
hinaus drückten sie die wachsende Fähigkeit der eu-
ropäischen herr:chenden Klassen aus, ihre eigenen
imperialistischen Ambitionen zu verfolgen. Die weit-
sichtigeren IGpitalistenerkannten, daß die enorme in-
ternationale Ausweitung der Produktion, des Han-
dels und des Finanzkapitals eine umfassende europä-
ische wirtschaftliche Integration erfo rderte, um erfolg-
reich am weltweiten Wettstreit um Märkte und Ein-
flußsphären teilzunehmen. Jedoch sah jede der impe-
rialistischen Bourgeoisien die Vereinigung gleichzei-
tig als ein Mittel an, ihre eigenen, besonderen (oftmals
miteinander unvereinbaren) nationalen Interessen
voranzutreiben.

Was also 1952 als ein Abkommen zwischen Frank-
reich, Deutschland, Italien und den Benelux-Staaten
zur Beseitigung aller Schranken für den Export und
Import von Kohle und Stahl begann, wurde mit der
Unterzeichnung des Vertrages von Rom 1957 zum



Entwurf einer vollständigen europäischen wirtschaft -

lichen und scNießlich politischen Einheit. Bis 1968
hatten die neun Staaten, die damals zum sogenannten
Gemeinsamen Markt gehörten, eine vollständige Zoll-
union, einen gemeinsamen Außenzoll und einen frei-
eren Verkehr von Kapital und Arbeitskräften inner-
halb der Gemeinschaft zustande gebracht. Britannien
trat der EWG 1973 bei, und die Anzahl der Mitglieds-
staaten erweiterte sich später auf die gegenwärtigen
Zwölf.

Der Weg zur europäischen Einheit war immer ein
Hindernislauf. Britannien, das sich an den Erinnerun-
gen veqgangener imperia ler Macht festkla mmerte und
häufig seine "besonderen Beziehungen" mit den USA
höher bewertete als eine engere Zusammenarbeit mit
seinen traditionellen Feinden auf dem Kontinent, hielt
sich Europa für viele Jahre vom Leibe und bleibt selbst
heute ein widerwilliger Partner. Die Einheitsbestre-
bungen kamen während der weltweiten Stagnation
Mitte der 70er und den frühen 80er Jahren beinahe
zum Stillstand; die EWG-Mitgliedsstaaten waren da-
mit beschäftigt, mit ihren eigenen internen Krisen
fertig zu werden, oftmals auf Kosten des jeweiligen
anderen.

Dennoch lebte der Integrationsprozeß Mitte der
S0erJahre wieder auf. Die Europäische Akte von 1986
und der Maastrichter Vertrag von7992 zielten auf das
ab, was die Verfasser des Vertrags von Rom als den
zweiten Schritt nach der Schaffung einer Zollunion ins
Auge gefaßt hatten: die volle europäische wirbchaft-
liche Integration. Mit diesen beiden Abkommen ka-
men die Mitgliedsstaaten überein, bedeutende Be-
standteile nationaler Souveränität aufzuheben. De
Einheitliche Europäische Akte führte zu einer Funk-
tionserweiterung der Europäischen Kommission in
Brüssel: Während früher jeder Mitgliedsstaat ein Ve-
torecht gegen die Kommissionsentscheidungen hatte,

wurden der Kommission nun ausgedehnte Machtbe-
fugnisse zuerkannt, um in vielen Wirtschaftsbereichen
Verordnungen durch Mehrheitsentscheidungen zu
erlassen. Die Beseitigung aller Grenzkontncllen wurde
für 1993 vorgeschlagen. DerMaastrichter Vertrag ent-
warf einen Plan für die fthaffung einer europäischen
Währung (Europäische Währungsunion, EWU) bis
zum Ende des Jahrhunderts. Mit dem Inkrafttl€ten
dieser beiden Verträge schien Europa auf dem Weg
zum dritten und letzten Schritt, wie er von den Archi-
tekten des Vertrags von Rom vorgesehen wa r: der Zu-
sammenschluß der Mitgliedsstaaten zu einem föde-
ralistischen Superstaat mit einer Außenpolitilg einem
Parlament und einq Armee.

Heute liegtdiese Vision inTrümmern. Die unlosba-
ren Konflikte zwischen den nationalen und intematio-
nalen Erfordernissen des Kapitals lähmen die Bewe-
gung hin zur europäischen wirtschaftlichen und poli-
tischen Integration. Der Weg nach Wolkenkuckucks-
heim hat sich als mit Tretminen bestückt erwiesen, die
ihren Ursprung in der Natur des Kapitalismus haben.

Der Zusammenbruch des EWS -
e in  Schlag für  Maast r icht
De Pläne, mit denen auf eine gemeinsame Währung
hingearbeitet wurde (sie wurden als ein Meilerstein
auf dem Weg zur Eunrpäischen Union angesehen),
zercchlugen sich durchdie beiden Währungskrisen im
September 1992 und |uli 1993. Um die Währungsuni-
on zustande zu bringen, mußte gewähdeistet werden,
daß die Währungen aller Mitgliedsstaaten als zuver-
lässiger gesamteuropäischer Wertma ßs tab fungierten.
Des wiederum erforderte stabile Wechselkurse zwi-
schen den verschiedenen nationalen Währungen. Und
letzteres war das Ziel des Europäischen Währungssy-
stems (EWS), welches eine enge Bandbreite vor-
schrieb, innerhalb derer Kursschwankungen der EG-
Währungen in Bezug aufeinander erlaubt waren
(2,25% ober- oder unterhalb eines vorher festgesetzten
"Leitkurses"). Aber die relativen Werte von Währun-
gen schwanken gemäß dem Zustand der nationalen
Wirtschaft, auf die sie sich stützen. Diese nationalen
Wirtschaften Westeuropas weisen vercchiedene Inve-
stitions- und Waclstumsraten auf, befinden sich auf
verschied enen Entwicklungsstufen und werden folg-
lich von vercchiedenen, oftmals kollidierenden Erfor-
dernissen angetrieben. Die Inflationsra ten, Zinssätze
und Höhen der Staatsverschuldung sind von Staat zu
Staat verschieden, dennoch betonte der EG-Minister-
rat nachdrücklich, das EWS könne nur beibehalten
werden, wenn alle diese Faktoren durch strikte fiska-
lische Kontrollen stabilisiert würden.

Tonangebend in der EG ist Deutschland mit der in
Europa mächtigsten Wirtschaft und einer Deubchen
Mark die enbprechend die Grundlage der Währungs-
union ist. Aber die Einverleibung der DDR erwies sich
als weit kostspieliget als es sich die westdeutsche
Bourgeoisie je voqgestellt hatte. In ihrer Eile, sofortige
Kontrolle über die Wirtschaft der DDR zu erlangen,
entschied die BRD,daßvom 1.Juli l990analle Exporte
in D-Mark bezahlt werden müßten, was zu einem ka-
tastrophalen Rückgang des Außenhandels der Ex-
DDR fuhrte. Außerdem wurde bekanntgegeben, daß
die Schulden der staatseigenen Betriebe (die sich als
eine beträchtliche Summe erwiesen) ebenfalls in D-
Mark zu zahlen wären. Die Bewahrung des sozialen
Friedens in Ostdeutschland, dessen Wirtschaft von

Kontaktadressen der Internationalen
Bolschewistischen Tendenz

Berlin: M. Martin,
Postfach 210 254
10502 Berlin

Hamburg: PLK079T37
Postamt 20
20253 Hamburg

Bay Area: Bolshevik Tendency
PO Box 31796
Oakland, CA 94604, USA

NewYork: BolshevikTendencv
PO Box 385, Cooper Station
New Yorh NY 10276, USA

Toronto: Bolshevik Tendency
PO Box 332, Adelaide St. Stn.
Toronto, Kanada MsC U0

Montreal: Box 1703,
Suc. Place d'Armes,
Montr€al, Qu€bec
HZY3LZCanada

Wellington: Permanent Revolution Group
PO Box 9671
Wellington, Neuseeland



der Bourgeoisie im Westen zerstört wutde, kostete
Milliarden an Arbeitslosengeldern zusätzlich. (laut
Financial Times vom 2i.01.93 ist die Anzahl der Indu-
striearbeitsplätze in der ehemaligen DDR um77% seit
der Wiedervereinigung gesunken.) Die Kosten zur
Versoqgung der Bevölkerung, zum Wiederaufbau der
Infrastruktur und zur Aufläsung des Großteils der be-
stehenden Untemehmen sind nach Schätzungen bis
fanuar 1993 auf eine Gesamtschuldensumme von 400
Milliarden DM angewachsen.

Um ein Uberhandnehmen der Inflation zu verhin-
dern, mußte die deutsche Regierung zumindest etwas
von dem Geld abzieheo das sie in die Wirschaft hin-
eingepumpt hatte. Kohl erkannte, daßdie Erhebungen
von Steuern in einem Maße, wie sie zum Ausgleichdes
Ha ushalts notwend ig wären, politischen Selbstmord
bedeutete. So enBchied er sich stattdessen für eine
Reihe von Maßnahmen, die die Hauptlast auf die Ar-
beiterklasse abwälzte: Anhebung derdirekten und in-
direkten Steuem, Kürzungen der Sozialleistungen,
Aufhebung von Tarifuerträgen für ostdeutsche Arbei-
ter und Durchsetzung langfristiger untertariflicher
Löhne. Nicht zu vergessen ist die einseitige Kündi-
gung der Lohn- und Urlaubsregelungen des bran-
chenweiten Tarifuertrages durch den westdeutschen
Verband der Metallunternehmer. Und in allen Indu-
striezweigen gab es massive Entlassungen. Trotz der
in mehreren großen Streiks und Fabrikbesetzungen
gezeigten Kampfbereitschaft wurden bis jetzt die Be-
mühungen der Arbeiter in Deutschland zur Verteidi-
gung ihres Lebensstandards durch den Verrat der
sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokraten ver-
eitelt.

Eine der Methoden, die von der deutschen Bour-
geoisie zum Herunterdrücken der Inflation ange-
wandt wurde, bestand darin, mit Hilfe der Bundes-
banlq dem quasi unabhängigen monetären Arm des
deutschen Staates, die Zinssätze in die Höhe zu trei-
ben. Zwischen 1989 und 1992 stiegen die Zinssätze für
Kredite an Banken um 4,75% (Financial  Times,
05.02.93). Im September 7992 kam es zu Turbulenzen
auf den internationalen Finanzmärkten, als Spekulan-
ten dazu übeqgingen, andere europäische Währungen
abzustoßen. Um innerhalb der Bandbreite des EWS zu
bleiben und den Wert ihrer eigenen Währungen zu
shitzen, mußten anderc Mitglieder der Cemeinschaft
große Mengen ihrer Bargeldreserven an fremden
Währungen verkaufen. Und sie mußten hohe Zinssät-
ze festlegen, um den relativen Wert ihrcr eigenen
Währungen gegenüber der D-Mark zu halten. Aber
hohe Zinsen bedeuteten eine Katastrophe für die
schwächeren nationalen Wirtschaften der EG, beson-
ders für ltalien und Britannien. Die Krise des Wäh-
rungssystems vom September 1992 hatte dann den
Austritt ltaliens und Britanniens aus dem EWS zur
Folge (vorläufig, wie sie behaupteten) sowie die Ab-
wertungen der portugiesischen, spanischen und iri-
schen Währungen.

Wenn aber die Krise vom September 1992 die Euro-
päische Gemeinschaft bereib stark schwächte, so traf
sie die Ereignisse im darauffolgenden Juli mitten ins
Herz: die deutsch-französische Allianz. Während des
Kalten Krieges war es ein Eckpfeiler imperialistischer
Politik ein Wiederaufkommen von Feindseligkeiten
zwischen den zwei traditionellen Rivalen des Konti-
nents zu verhindern. Der Konflikt wurde vermieden,
indem Frankreich ein militärischer und politischer

Einfluß eingeräumt wurde, der in keinem Verhältnis
zu seiner wirtschaftlichen Stärke stand. Mit dem Un-
tergang des Stalinismus wuchs in der französischen
Bourgeoisie das Mißtrauen, ein wiedervereinigtes
Deutschland könnte, in Abwesenheit der sowietischen
"Bedrohung" und im Gefühl seiner wiedererlangten
Macht, mehr dazu neigen, sich auf Kosten seines wen-
iger starken Nachbarn aufzuspielen. Frankreichs Stra-
tegie bestand darin, die EG zur Eindämmung deut-
scher Macht zu benutzen. Paris hat sich immer be-
müht, die Herrschenden in Bonn daran zu erinnern,
doch bitte als Kopf eines europäischen Deutschlands
zu handeln statt in der - von vielen mit Recht befürch-
teten - Rolle als Herren eines deutschen Europas zu
agieren. Anfang 1993 geriet Frankreichs neue rcchb-
gerichtete Koalitionsregierung unter Druclg einige
Maßnahmen zur Stimulierung der Wirtschaft zu er-
greifen. Aberdies hätte eine Abwertung des Franc be-
deutet und alle regierenden Parteien sahen sich ver-
pflichtet, den Franc fort (starken Franc), d.h. den gel-
tenden Wechselkurs zur DMarlg zu erhalten. Paris
konnte nicht gleichzeitig der Wirtschaft eine Starthil-
fe geben und den Wechselkurs des Franc beibehalten,
solange die Bundesbank sich nicht zur Senkung der
Zinsen und Abwertung der D-Mark bewegen ließ.
Aber den in Deutschland herrschenden Kreisen fiel d ie
Enbcheidung recht leicht, als sie zwischen Euro-Rhe-
torik und cash zu wählen hatten: Trotz ständiger Bit-
ten aus Paris, den höheren "kontinentalen Verant-
wortlichkeiten" gerecht zu werden, hatte die Bundes-
bank für das Anliegen, die allmächtige D-Mark mit
dem Franc absinken zu lassery nur Spott übrig. Sie ant-
wortete mit ein paar kosmetischen Gesten, verweiger-
te aber Ende Juli kategorisch die Senkung der Leit-
zinsen.

Als sie Blut im Wasser sahen, begannen die Piran-
has der Finanzmärkte, Francs in Erwartung einer mög-
lichen französischen Abwertung abzustoßen. Aber je-
der wußte, daß die Herausnahme des Franc oder der
D-Mark aus dem EWS das Ende der deutsch-französi-
schen Allianz,von Maastricht und des gesamten Pro-
jeks einer Europäischen Union bedeuten würde. Die
Instabilität der Wechselkurse würde bestehende euro-
päische Handelsstrukturen in nicht vorhersehbarer
Weise verändern und zur Hemmung neuer lGpitalin-
vestitionen beitragen. Zu viele Träume wiedercrlang-
ter europäisch-imperialer Grandeur, zu viele politi-
sche Karrieren und Versprechen und zu viele Geschäf-
te ruhten für die Herrschenden in Bonn und Paris auf
Maastricht, um voreilig dessen Totenschein auszustel-
len. Daher entschieden sie sich, es mit künstlicher Be-
atmung zu versuchen.

Anfang August konferierten die Finanzminister
und Notenbankchefs der EG-Staaten in Brüssel und
gaben bekannt, daß die Bandbreiten fürWechselkurs-
schwankungen von 2,25% ober- oder unterhalb des
festgesetzten Mittelkurses auf 15% angehoben wür-
den. Dies ist eine derart große Bandbreite, daß diese
Maßnahme in weiten Kreisen als ein Weg verstanden
wurde, das Ende des EWS bekanntzugeben, ohne da-
bei das Gesicht zu verlieren. Nachträglich wurde hin-
zugefügt, daß die Mitgliedsstaaten beabsichtigen, ihre
Währungen sobald wie möglich in die alte Bandbreite
zurückzubringen. Aber es ist gerade die Möglichkeit
des EWS und die gemeinsame europäische Währung,
die durch die Krise vom Juli 1993 in Frage gestellt
wurden.
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